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Recht auf Asyl wahren: für eine Menschenrechtsbasierte Flüchtlingspolitik 

 

Anlässlich der Äußerungen des Präsidenten des Deutschen Landkreistag, Achim 

Brötel, erklärt NAME, Sprecher/Mitglied der Kreistagsfraktion,…:  

 

„Der Präsident des Landkreistags, Achim Brötel, hat am Wochenende eine Reihe von 

migrationspolitischen Forderungen aufgestellt, die den Werten unserer 

menschenrechtsbasierten Demokratie entgegenstehen. Darunter 

Leistungskürzungen für abgelehnte Asylbewerber*innen, das Aussetzen des 

Familiennachzugs oder die Beendigung freiwilliger Aufnahmeprogramme. Obendrauf 

fordert er unverblümt Abweisungen von Geflüchteten an den Grenzen sowie ein 

generelles Ende der Aufnahme von Kriegsflüchtlingen. Diese könnten schließlich in 

den angrenzenden Regionen des Kriegsgebiets bleiben.  

Der Aufnahmestopp würde die faktische Abschaffung des Rechts auf Asyl bedeuten. 

Ein Recht, das sich aus den Lehren der Schrecken des Nationalsozialismus ergibt. 

Die Grenzabweisungen verstoßen nicht nur gegen europäisches Recht, sondern 

stellen auch Menschenrechte fundamental in Frage. Dies ist ein gefährlicher Schritt, 

der internationale Verpflichtungen und langfristige gesellschaftliche Konsequenzen 

ignoriert. Asyl zu verweigern, bedeutet, Leid und Tod von Menschen, die vor Krieg 

und Terror fliehen, hinzunehmen und die Verantwortung für die Wahrung der 

Menschenrechte aufzugeben.  

 

Das können wir nicht akzeptieren. Jetzt gilt es das Recht auf Asyl zu verteidigen. Wir 

stehen für eine menschenrechtsbasierte und solidarische Politik, die echte Lösungen 

für vor Ort anbietet, statt rechtspopulistischen Scheinlösungen hinterherzulaufen. Es 

gibt zahlreiche Möglichkeiten die Kommunen zu entlasten und eine gute Integration 

vor Ort zu ermöglichen. Dazu zählen die Abschaffung von Arbeitsverboten, 

Investitionen in die Versorgung und Integration von Geflüchteten, Gelder für 

Integrations- und Sprachkurse oder Ausbau der Psychosozialen Zentren. Auch 

Einwanderungs- und Ausländerbehörden gilt es personell dringend besser 

aufzustellen.“  


